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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Günther Maleuda, Eva-Maria Bulling-Schröter, Dr. Christa 
Luft, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Konsequenzen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Verfassungsbeschwerde betreffend LPG-Altschulden 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. den Prüfauftrag des Bundesverfassungsgerichts hinsichtlich 
der Wirksamkeit der Regelungen der bilanziellen Entlastung 
sofort in Angriff zu nehmen. Bei der Prüfung ist auch zu er- 
mitteln, in welchem Umfang die Altschulden durch vorhande- 
ne Sachwerte abgedeckt sind. Dem Deutschen Bundestag ist 
bis Ende 1997 ein entsprechender Bericht vorzulegen, 

2. die dem Gesetzgeber auferlegte Nachbesserungspflicht so um- 
zusetzen, daß eine Entschuldung der mit Altschulden belaste- 
ten LPG -Nachfolgebetriebe in Höhe der nicht durch Sachver- 
mögen gedeckten Altschulden erfolgt. In die Entschuldung 
sind die inzwischen auf gelaufenen Zinsen für zu entschulden- 
de Altschulden einzubeziehen. Eine Entschuldung ist auch 
durchzuführen, wenn durch den Verkauf von Bodenreform- 
flächen oder die Grundstücksrückgaben nach dem Vermö- 
gensgesetz das mit Altschulden belastete Vermögen entwertet 
wird, 

3. in den Fällen, in denen sich Nachfolgeunternehmen in Liqui- 
dation befinden oder wegen der nicht zu bedienenden Alt- 
schulden in Liquidation gehen müssen, durch entsprechende 
gesetzliche Regelungen zu sichern, daß die Forderungen aus 
Rückzahlung der Inventarbeiträge der ehemaligen Genossen- 
schaftsbauern vorrangig bedient werden, 

4. eine gesetzliche Regelung herbeizuführen, die es den mit Alt- 
schulden belasteten LPG-Nachfolgebetrieben erlaubt, die 
Auszahlung der Anteile der aus den LPG-Nachfolgebetrieben 
ausgeschiedenen Genossenschaftsbauern vorrangig vor der 
Tilgung der Altschulden vorzunehmen. 


Bonn, den 10. Juni 1997 

Dr. Günther Maleuda Dr. Christa Luft 

Eva-Maria Bulling-Schröter Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber einen großen 
Handlungsspielraum bei der Überführung der Landwirtschaftli- 
chen Produktionsgenossenschaften (LPG) in das Wirtschaftssy- 
stem der Bundesrepubhk Deutschland eingeräumt. Der Gesetz- 
geber stand bei der Umwandlung der unter planwirtschaftlichen 
Bedingungen ausgereichten Kredite in solche unter marktwirt- 
schaftlichen Bedingungen in der Pflicht, Entlastungen vorzuneh- 
men, wenn mit der Kreditübernahme die Beschränkung der wirt- 
schaftlichen Handlungsfähigkeit unverhältnismäßig gewesen 
wäre. Ob die Regelungen nicht nur bei einzelnen LPG, sondern in 
größerem Umfang ihr Ziel verfehlen und dadurch zu einer über- 
mäßigen Belastung führen würden, war bei Erlaß des D-Markbi- 
lanzgesetzes nicht absehbar. „Wegen der Ungewißheit der Zieler- 
reichung muß der Gesetzgeber aber die weitere Entwicklung 
beobachten und gegebenenfalls eine Nachbesserung der Rege- 
lung vornehmen“ (Leitsatz zum Urteil des Ersten Senats des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 8. April 1997 - 1 BvR 48/94, S. 67). 
„Die Regelung müßte . . . den Erfordernissen des Gesetzes- und 
Parlamentsvorbehalts Rechnung tragen" (1 BvR 48/94, S. 68). 

Das Bundesverfassungsgericht erkennt an: „Die Altschulden ver- 
ringern aber die Bonität der Unternehmen und, soweit sie aus den 
jeweiligen Jahresüberschüssen getügt werden, ihre Investitions- 
möglichkeiten. Schließlich ist nicht ausgeschlossen, daß die Alt- 
schulden wegen der Verzinsung steigen, obwohl eine LPG 
wirtschaftlich erfolgreich ist und 20 vom Hundert ihres Jahres- 
überschusses zur Altschuldendeckung abführt" (1 BvR 48/94, 
S. 66). 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts war „die Ausge- 
staltung der Entschuldung ... Sache des Gesetzgebers" (1 BvR 
48/94, S. 63). „Er hätte sich für ein vergangenheitsorientiertes 
Überleitungskonzept entscheiden dürfen, bei dem die Umwand- 
lung an dem Gedanken des Ausgleichs der Folgen von Maßnah- 
men ausgerichtet worden wäre, ..." (1 BvR 48/94, S. 59). Der Ge- 
setzgeber ist diesen möghchen Weg nicht gegangen. „Ob der 
Gesetzgeber dabei die zweckmäßigste Lösung gewählt hat, ist vom 
Bundesverfassungsgericht nicht zu entscheiden" (1 BvR 48/94, 
S. 61). 

Für die weitere Behandlung des Problems der Altschulden müs- 
sen neben den verfassungsrechtlichen Aspekten die zukunftsori- 
entierten, wirtschaftlichen, sozialen und politischen Aspekte in die 
Überlegungen mit einbezogen werden. Das Prinzip der Rechts- 
staatlichkeit muß mit dem Prinzip der Gerechtigkeit in Über- 
einstimmung gebracht werden. Der Gesetzgeber steht vor der 
Aufgabe, dafür die notwendigen gesetzlichen Grundlagen wei- 
terzuentwickeln und die entsprechenden finanziellen Vorausset- 
zungen zu schaffen. 

Um das Altschuldenproblem lösen zu können, ist seine Einordnung 
in einen größeren Gesamtzusammenhang notwendig. Dazu ist 
nicht nur eine genaue Bilanz der ökonomischen Entwicklung der 
vergangenen sieben Jahre vorzunehmen. Im Interesse der Wei- 
terführung des Einigungsprozesses und der sozialen Gerechtigkeit 
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ist eine differenzierte Weiterführung der Entscheidungsmaßnah- 
men notwendig. Dabei ist die Rang- und Reihenfolge in der Aner- 
kennung und Erfüllung der sehr unterschiedlichen Interessen neu 
zu überdenken. Es geht nicht nur uni das Verhältnis von Kredit- 
geber und -nehmer. Stärker zu berücksichtigen sind die Interes- 
sen der ausgeschiedenen LPG -Mitglieder und der weiteren 
Anspruchsberechtigten am ehemaligen LPG-Vermögen, der wei- 
terhin in den Nachfolgeunternehmen Tätigen, der Steuerzahler 
und der nachfolgenden Generationen. 

Das Problem der Altschulden muß in den Gesamtzusammenhang 
einer nachhaltigen, effizienten Agrarpolitik und der Entwicklung 
des ländlichen Raumes im Interesse der Menschen eingeordnet 
werden. Seine Lösung kann der Ausgangspunkt für die Bewälti- 
gung weiterer brennender Fragen einer zukünftigen Agrarpolitik 
sein. 
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